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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Uschi Eid und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Umstände des Todes eines Entwickiungsexperten der Gesellschaft für Technische 
Zusammenarbeit in Kenia 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Welche Schritte hat die Bundesregierung unternommen, um 
die Umstände des Todes eines GTZ-Entwicklungsexperten 
(GTZ: Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit) in Kenia 
ohne Rücksicht auf diplomatische und politische Empfindlich- 
keiten der kenianische Regierung aufzuklären, und welches 
sind die ersten Ergebnisse dieser Schritte? 

2. Hält es die Bundesregierung für angemessen, die Tatmotive in 
der Gewaltkriminalität in Nairobi zu suchen, wie dies der deut- 
sche Botschafter in Nairobi verschiedentlich andeutete oder 
könnte es sich auch um einen politisch motivierten Mord han- 
deln dergestalt, daß das Entwicklungsprojekt, das der GTZ-Ex- 
perte leitete, einflußreichen kenianischen Politikern ein Dorn 
im Auge war? 

3. Hält es die Bundesregierung für ausreichend, Konsequenzen 
aus dem Mordfall dahingehend zu ziehen, daß sicherheits- 
technische Maßnahmen verschärft werden im Sinne von ver- 
stärkten Polizeistreifen bzw. stärkerer Wachsamkeit der deut- 
schen und anderen ausländischen Entwicklungsexperten oder 
teilt die Bundesregierung unsere Meinung, daß der keniani- 
sche Staat in Auflösung begriffen ist und deshalb politische 
Veränderungen und nicht sicherheitstechnische Verschärfun- 
gen die Antwort sein müssen? 

4. Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung aus der Tat- 
sache, daß laut der kenianischen Zeitung „Sunday Standard" 
vom 15. März 1998 in einem Monat vier ausländische Ent- 
wicklungshelfer getötet worden sind, und sieht sie Anlaß, offi- 
zielle kenianische Angaben, es habe sich um Raubüberfälle 
gehandelt, zu hinterfragen? 

5. Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung aus der Aus- 
sage des kenianischen Polizeisprechers nach dem Mord an dem 
GTZ-Experten, „wenn der Mann sich nicht geweigert hätte 
(das Auto den Dieben zu überlassen), wäre er möglicherweise 
nicht erschossen worden", durch die der Getötete offenbar 
noch verantwortlich für seinen Tod gemacht werden soll? 



DrUCkSBChG 13/1 051 9 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


6. Wie gedenkt die Bundesregierung politisch auf die in dem of- 
fenen Brief der drei deutschen politischen Stiftungen, die in 
Kenia arbeiten, an den Bundesminister für wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit und Entwicklung, geäußerten Feststellungen zu 
reagieren, die deutlich machen, daß wirksame Entwicklungs- 
arbeit angesichts der rücksichtslosen Eigeninteressen der ke- 
nianischen „Ehte^' fast unmöglich wird? 

7 . Hält die Bundesregierung es für sinnvoll, unter den derzeit ge- 
gebenen Umständen mit der kenianischen Regierung bilate- 
rale entwicklungspolitische Verhandlungen zu führen, und 
wenn ja, mit welcher Strategie? 

8. Wird die Bundesregierung diplomatische Konsequenzen zie- 
hen und ihre derzeitige Zurückhaltung aufgeben zugunsten 
einer Wiederaufnahme des kritischen Dialogs, wie er in der 
Amtszeit des Vorgängers des derzeitigen Deutschen Botschaf- 
ters in Kenia praktiziert wurde? 

9. Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß nur einen 
Tag nach der Trauerfeier für den GTZ-Experten in einem der 
teuersten Hotels Nairobis vom Deutschen Botschafter ein Es- 
sen gegeben wurde, bei dem der kenianische Staatspräsident 
anwesend war? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß hierdurch der 
Eindruck entstehen konnte, man gehe nach dem Mord einfach 
zur Tagesordnung über, zumal bis dahin nicht ausgeschlossen 
werden konnte, daß regierungsnahe Kreise daran beteiligt 
waren? 


Bonn, den 9. April 1998 

Dr. Uschi Eid 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 
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